Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1799 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5616/67 


Bonn, den 26. Mai 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Besoldungsrecht in der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Euratom-Kommission für eine 


Verordnung zur Änderung der Regelung der Bezüge und 
der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in Italien dienst- 
lich verwendet werden. 


Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen die Mitglied- 
staaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwendung kommt, 
auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich der Haltung 
des betroffenen Staates an. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT Brüssel, den 18. Mai 1967 

Der Rat 


Vermerk 

Betrifft: Bezüge und soziale Sicherheit der in Italien beschäf- 
tigten Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle (Artikel 94 der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten) 


Die Herren Mitglieder des Rats erhalten in der Anlage den Text 
eines Schreibens der Kommission vom 8. Mai 1967 mit einem Vor- 
schlag zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet werden. 
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Drucksache V/1799 


EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT 

EURATOM 

Die Kommission 

Der Präsident 


Brüssel, den 8. Mai 1967 


An den 

Herrn Präsidenten 
des Rats der EAG 
Brüssel 
Rue Ravenstein 2 


Herr Präsident! 

Die Verordnung Nr. 9/63/EURATOM des Rats bestimmt in Arti- 
kel 17 folgendes: 

„Bei Erhöhungen der Bezüge in den Industriezweigen, für die der 
Italienische Tarifvertrag „Metalmeccanici" gilt, wird die Tabelle der 
Bezüge in dem Maße geändert, in dem eine Änderung zugunsten des 
Personals, das Tätigkeiten nach Artikel 10 ausübt, vorgenommen 
worden ist. In diesem Fall wird die Änderung auf Vorschlag der Kom- 
mission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gemäß Artikel 118 
Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Fall des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft binnen kürzester Frist beschlossen." 

Im Rahmen des Tarifvertrages „Metalmeccanici" ist soeben eine 
neue Vereinbarung zustande gekommen, welche unter anderem eine 
Lohnerhöhung um 5 °/o der Mindestlöhne und eine Anpassung der 
Referenz-Indexziffern für die Beschäftigungen mit Wirkung vom 
1. Dezember 1966 vorsieht. Diese Vereinbarung rechtfertigt infolge- 
dessen einen Vorschlag zur Änderung der im Anhang zu der genann- 
ten Verordnung aufgeführten Tabelle der Bezüge nach Maßgabe des 
Artikels 17. 

Die Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft beehrt sich 
daher, dem Rat den Vorschlag zu unterbreiten, den beigefügten Ver- 
ordnungsentwurf zu billigen. 

Die Kommission würde es besonders begrüßen, wenn der Rat so 
bald wie möglich hierüber beschließen würde. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeich- 
netsten Hochachtung. 


P. CHATENET 


3 



Drucksache V/1799 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Verordnung Nr. ./Euratom des Rats 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG), Nr. 11 
(EAG) über das Statut der Beamten und über die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz (2), 94 und 95 
der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/63/EURATOM 
zur Regelung der Bezüge und der sozialen Sicher- 
heit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich ver- 
wendet werden 2 ), insbesondere auf Artikel 17, 

auf Vorschlag der Kommission, 


! ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385/62 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2989/63 


in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf Vor- 
schlag der Kommission und unter Zugrundelegung 
der örtlichen Gepflogenheiten die Regelung der Be- 
züge der Atomanlagenbediensteten der Gemein- 
samen Kernforschungsstelle für jeden Ort der dienst- 
lichen Verwendung sowie die ihnen gewährten Zu- 
lagen, Vergünstigungen und damit zusammenhän- 
genden Vorteile aller Art festzulegen, 

in der Erwägung, daß die Änderungen der Bezüge 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1966 zugunsten des 
Personals, auf welches der Tarifvertrag „Metal- 
meccanici" Anwendung findet, eine Anpassung der 
Bestimmungen der Anlage zur Verordnung Nr. 9/63/ 
EURATOM rechtfertigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang zur Verord- 
nung Nr. 9/63/EURATOM wird wie folgt geändert: 


Einschließlich der bewilligten Erhöhungen in italienischen Lire 


KLASSE I 

1 

2 

1 3 

4 

5 

! 6 

| 7 

8 

! 9 

Gruppe 1 

130 600 

137 100 

143 400 

149 700 

156 000 

162 300 

168 600 

174 900 

181 200 

Gruppe 2 

117 600 

123 500 

129 200 

134 800 

140 500 

146 100 

151 800 

157 400 

163 100 

Gruppe 3 

99 000 

104 000 

108 700 

113 500 

118 300 

123 100 

127 900 

132 600 

137 400 

Gruppe 4 

87 200 

91 600 

95 800 

100 000 

104 200 

108 400 

112 600 

116 800 

121 000 

Gruppe 5 

70 500 

74 000 

77 300 

80 700 

84 100 

87 500 

90 900 

94 200 

97 600 

KLASSE II 










Gruppe 1 

99 000 

104 000 

108 700 

113 500 

118 300 

123 100 

127 900 

132 600 

137 400 

Gruppe 2 

87 200 

91 600 

95 800 

100 000 

104 200 

108 400 

112 600 

116 800 

121 000 

Gruppe 3 

70 500 

74 000 

77 300 

80 700 

84 100 

87 500 

90 900 

94 200 

97 600 

Gruppe 4 

62 100 

65 200 

68 200 

71 100 

74 000 

76 900 

79 900 

82 800 

85 700 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt rückwirkend vom 1. De- 
zember 1966 an in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 



